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Anfrage Demierre Philippe  2020-CE-60 
Rasche wirtschaftliche Massnahmen im Rahmen der 
COVID-19-Krise 

I. Anfrage 

Vor dem Hintergrund der Pandemie, die derzeit die ganze Welt und insbesondere den Kanton 

Freiburg betrifft, ist es unabdingbar und sehr dringend, dass der Freiburger Staatsrat konkrete 

wirtschaftliche Massnahmen beschliesst.  

Das Überleben der Unternehmen, die im Kanton Freiburg gesellschaftlich verankert sind, steht auf 

dem Spiel (natürlich spreche ich von allen Unternehmen). Diese verschiedenen Massnahmen 

würden es allen Unternehmen im Kanton ermöglichen, sehr kurzfristig über neue Mittel zu 

verfügen.  

Die Landwirtinnen und -wirte und insbesondere die Gemüsebäuerinnen und -bauern, steuern 

aufgrund des Arbeitskräftemangels auf eine schwere Krise zu. Einige Obst- und Gemüsesorten sind 

bereits reif. Es ist unerlässlich, sie rechtzeitig zu pflücken oder zu ernten, da es ansonsten zu starken 

Nahrungsmittelverlusten kommt.  

Fragen: 

1. Wird der Staatsrat allen Freiburger Unternehmen eine Verlängerung der Zahlungsfrist für alle 

vom Staat erhobenen Gebühren, Steuern oder Rechnungen ermöglichen? Ich fordere eine 

Verlängerung, die weit über die vom Staatsrat empfohlenen 90 Tage hinausgehen würde.  

2. Wird der Freiburger Staatsrat allen Unternehmen des Kantons Freiburg anbieten, die 

Zahlungsfrist für die Rückzahlung der gewährten Darlehen zu verlängern? 

(Ich sehe diesbezüglich keine Notwendigkeit, den Unternehmen a-fond-perdu-Beiträge zu 

gewähren. Diese Lösung würde nur dazu führen, die Staatskassen zu leeren).  

3. Wird der Freiburger Staatsrat schnell Massnahmen ergreifen, um Landwirtinnen und -wirten 

und Gemüsebäuerinnen und -bauern zu helfen, die Schwierigkeiten haben, Arbeitskräfte zu 

finden? Könnten Arbeitslose den Landwirtinnen und -wirten sowie den Gemüsebäuerinnen und 

-bauern wertvolle Hilfe leisten? 

4. Könnten die Obst- und Gemüsemärkte (oder Lebensmittelmärkte im Allgemeinen) im Kanton 

sehr schnell wieder zugelassen und geöffnet werden? 

30. März 2020 
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II. Antwort des Staatsrats 

Bereits ab Beginn des Jahres 2020 machte sich der Staatsrat über die Auswirkungen der 

Coronavirus-Epidemie auf die Unternehmen des Kantons Freiburg Sorgen. Mehrere von ihnen, 

insbesondere Exportunternehmen, waren bereits von der Abschaltung der chinesischen Wirtschaft 

betroffen, was zu Blockaden in den Produktionsketten und zu rückläufigen Auftragseingängen 

führte. Die Ende Februar 2020 beschlossenen Massnahmen zum Schutz der Gesundheit, wie etwa 

das Verbot von Versammlungen mit mehr als 1000 Personen, haben zu einem abrupten Stopp der 

Aktivitäten von Unternehmen und Vereinen geführt, die in den Bereichen Tourismus, 

Veranstaltungen, Sport und Kultur tätig sind. Als dann Mitte März angesichts der fortschreitenden 

Gesundheitskrise eine Ausgangsbeschränkung angeordnet wurde, hatte dies starke Auswirkungen 

auf die Gesamtwirtschaft, und zwar in Bezug auf den Konsum und die Produktion. 

Gemäss Artikel 117 der Verfassung des Kantons Freiburg (SGF 10.1) trifft der Staatsrat die 

erforderlichen Massnahmen, um ernste, unmittelbare und unmittelbar drohende Gefahren 

abzuwenden. Diese Massnahmen verlieren ihre Wirkung, wenn die Gefahr nicht mehr besteht oder 

wenn der Grosse Rat sie nicht innerhalb eines Jahres genehmigt. 

Mit Beschluss vom 13. März 2020 verfügte der Staatsrat aufgrund der Coronavirus-Epidemie 

(COVID-19) die ausserordentliche Lage auf dem Kantonsgebiet. Der Bundesrat seinerseits 

beschloss mit Datum vom 13. März 2020 die Verordnung 2 des Bundes über Massnahmen zur 

Bekämpfung des Coronavirus (COVID-19-Verordnung 2; SR 818.101.24) auf der Grundlage des 

Bundesgesetzes über die Epidemien (Epidemiengesetz, EpG; SR 818.101). Diese Verordnung ist 

am 16. März 2020 in Kraft getreten. Die ausserordentliche Lage wurde mit Wirkung bis zum 

19. Juni 2020 landesweit ausgerufen. 

Wie im Bericht 2020-GC-98 an den Grossen Rat vom 9. Juni 2020 erläutert, wurden aus dieser 

Erklärung aussergewöhnlicher Umstände eine Reihe von Hilfs- und Unterstützungsmassnahmen 

ergriffen, um besonders betroffenen Unternehmen und Sektoren zu helfen und sie zu unterstützen.  

Von Anfang an wollte der Staatsrat den Massnahmen Vorrang geben, die es ermöglichten, 

Arbeitsplätze zu erhalten und die Liquidität der Unternehmen zu sichern, um Konkurse zu 

verhindern, wobei den Massnahmen, welche die Begünstigten sehr kurzfristig entlasten können, 

absolute Priorität eingeräumt wurde. Daher wurden vorrangig bestehende Strukturen genutzt, um 

eine rasche Umsetzung der gewählten Massnahmen zu gewährleisten. Der Staatsrat hat darauf 

geachtet, dass das Subsidiaritätsprinzip gegenüber den Massnahmen des Bundes gewahrt bleibt, 

indem er ergänzende Massnahmen traf, die gezielt auf die besonders dringlichen Bedürfnisse im 

Kanton eingingen. 

Zu den Fragen: 

1. Wird der Freiburger Staatsrat allen Freiburger Unternehmen eine Verlängerung der 

Zahlungsfrist für alle vom Staat erhobenen Gebühren, Steuern oder Rechnungen ermöglichen? 

Ich fordere eine Verlängerung, die weit über die vom Staatsrat empfohlenen 90 Tage 

hinausgehen würde.  

Am 18. März 2020 stellte der Staatsrat auf der Grundlage von Artikel 117 der Verfassung des 

Kantons Freiburg einen ersten Betrag von insgesamt 50 Millionen Franken bereit, um den 

unmittelbaren Liquiditätsbedarf der verschiedenen Wirtschaftsakteure des Kantons und 
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insbesondere der KMU zu decken. Diesen Betrag wollte er vorrangig einsetzen, um Kredite zu 

verbürgen, die Unternehmen bei ihren Banken aufnehmen können, und um Coaches für die 

Vorbereitung von Kreditanträgen zur Verfügung zu stellen. Diese kantonale Lösung wurde 

gemeinsam mit den Freiburger Banken und den Bürgschaftsorganisationen ausgearbeitet. Mit dem 

Betrag wollte der Staatsrat zudem Unternehmen und Selbstständigerwerbende direkt unterstützen, 

die nicht von Massnahmen des Bundes profitieren, den besonders betroffenen Bereichen wie 

Tourismus, Kultur und Medien Strukturhilfe leisten, die vorgesehenen Subventionen für abgesagte 

Sport-, Kultur- und Tourismusveranstaltungen zahlen und die Bedingungen für Steuerzahlungen 

lockern. 

Was die von den Unternehmen geschuldeten Kantonssteuern angeht, hat der Staatsrat die 

Zahlungsfristen auf 120 Tage verlängert, den Ausgleichszinssatz auf null Prozent gesenkt und die 

Verzugszinsen für die Akontozahlungen 2020 bis zur Fälligkeit ausgesetzt (Verordnung über die 

befristeten steuerpolitischen Sofortmassnahmen zur Bewältigung der Coronaviruskrise, ASF 

2020_038; SGF 821.40.81). Er hat nicht die Absicht, in diesem Bereich noch weiter zu gehen. 

Was die Zahlungsfrist für Gebühren und Rechnungen betrifft, so zeigt sich der Staat bei 

Mahnungen flexibel und pragmatisch. Darüber hinaus wird jedes Gesuch geprüft, um allfälligen 

Sonderfällen Rechnung zu tragen. 

2. Wird der Freiburger Staatsrat allen Unternehmen des Kantons Freiburg anbieten, die 

Zahlungsfrist für die Rückzahlung der gewährten Darlehen zu verlängern? 

(Ich sehe diesbezüglich keine Notwendigkeit, den Unternehmen a-fonds-perdu-Beiträge zu 

gewähren. Diese Lösung würde nur dazu führen, die Staatskassen zu leeren).  

Zusammen mit den Bankinstituten richtete der Bund in sehr kurzer Zeit das System der 

Coronakredite ein, das sich auf die bestehenden Bürgschaftsorganisationen stützt. Dieses System 

ermöglicht es den Unternehmen, innerhalb weniger Stunden einen Kredit von bis zu 10 % ihres 

Umsatzes aufzunehmen. Dieser Kredit ist bis zum Betrag von 500 000 Franken zinslos und für den 

Betrag, der 500 000 Franken übersteigt, liegt der Zinssatz bei 0,5 %. Coronakredite können bis zu 

einem Höchstbetrag von 20 Millionen Franken aufgenommen werden (Verordnung zur Gewährung 

von Krediten und Solidarbürgschaften in Folge des Coronavirus vom 25. März 2020 (COVID-19-

Solidarbürgschaftsverordnung), AS 2020_1077, SR 951.261). 

Die rasche Umsetzung dieser Massnahme sowie die Massnahmen des Bundes für den Erhalt der 

Arbeitsplätze (Kurzarbeit und Erwerbsersatz) ermöglichten es somit, den Liquiditätsengpass der 

KMU rasch zu überbrücken. Zudem erlaubten sie es dem Kanton, den grössten Teil des Budgets für 

die anderen, ursprünglich geplanten Massnahmen einzusetzen (siehe Bericht 2020-GC-98). 

Darüber hinaus hat der Bundesrat beschlossen, das Bürgschaftssystem auf Jungunternehmen und 

Start-ups auszuweiten, die zwischen dem 1. Januar 2010 und dem 1. März 2020 gegründet wurden. 

Der Bund verbürgt dabei 65 % des Kredits und der Kanton die restlichen 35 %. Der gleichzeitig 

vom Staatsrat vorgesehene Betrag für Kreditbürgschaften für Freiburger Jungunternehmen und 

Start-ups (WMF-Unternehmen-COVID-19, ASF 2020_042; SGF 821.40.64) konnte somit sofort 

verdreifacht werden. 
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Hinsichtlich der Amortisationsfristen unterliegen die KMU der Bundesverordnung zur Gewährung 

von Krediten und Solidarbürgschaften in Folge des Coronavirus vom 25. März 2020. Gemäss 

Artikel 13 beträgt die Amortisationsfrist für die Kredite fünf Jahre und kann im Falle ernsthafter 

Schwierigkeiten einmal um zwei Jahre verlängert werden. 

Der Vorentwurf des Bundesgesetzes über Kredite mit Solidarbürgschaft infolge des Coronavirus 

(COVID-19-Solidarbürgschaftsgesetz), der derzeit in der Vernehmlassung ist, sieht jedoch vor, dass 

der Kreditnehmer, wenn die fristgerechte Amortisation eine erhebliche Härte für ihn bedeutet, mit 

Zustimmung der Bürgschaftsorganisation die Amortisationsfrist auf der Grundlage eines 

Amortisationsplans angemessen verlängern kann, sofern dadurch die finanziellen Risiken für den 

Bund reduziert werden können. Die Gesamtlaufzeit des COVID-19 Kredits darf jedoch 10 Jahre 

nicht überschreiten. Der Staatsrat hat sich während des Vernehmlassungsverfahrens für diese 

Regelung ausgesprochen.  

In Bezug auf die Start-ups hält der Freiburger Staatsrat an den Fristen der Verordnung über die 

Finanzhilfen an Bürgschaftsorganisationen für KMU (SR 951.251) fest, die sich primär an Start-ups 

richtet. Artikel 6 sieht vor, dass die verbürgten Kredite so rasch wie möglich, jedoch innerhalb einer 

Frist von höchstens zehn Jahren, zu amortisieren sind. Im Falle von Schwierigkeiten bei der 

Amortisierung des verbürgten Kredits kann die Frist auf höchstens 15 Jahre erstreckt werden. 

3. Wird der Freiburger Staatsrat schnell Massnahmen ergreifen, um Landwirtinnen und 

Landwirten und Gemüsebäuerinnen und -bauern zu helfen, die Schwierigkeiten haben, 

Arbeitskräfte zu finden? Könnten Arbeitslose den Landwirtinnen und -wirten sowie den 
Gemüsebäuerinnen und -bauern wertvolle Hilfe leisten? 

Wie bereits in der Antwort auf die Motion 2020-GC-49 erwähnt, wurde bisher kein massiver 

Arbeitskräftemangel in der Landwirtschaft festgestellt. Der Staatsrat weist auch darauf hin, dass 

Personen in Kurzarbeit eine Zwischenbeschäftigung ausüben können, ohne dass sich dies auf die 

Kurzarbeitsentschädigung auswirkt. Die Branche hat entsprechende Vermittlungsplattformen 

geschaffen, über die sich einige Personen in Kurzarbeit und Arbeitslose gemeldet haben.  

4. Könnten die Obst- und Gemüsemärkte (oder Lebensmittelmärkte im Allgemeinen) im Kanton 

sehr schnell wieder zugelassen und geöffnet werden? 

Die Lebensmittelmärkte dürfen seit dem 8. April 2020 wieder geöffnet werden.  

14. September 2020 
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